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Zur Lage der polniſchen Land wirtſchaſt. 

Faft täglich bringt die polniſche, in erſter Linie die Oppofitions- 
preſſe, Klagen und Hilferufe der angeblich dem Zuſammenbruch 
nahen Landwirtſchaft. „Die Pommereller Landwirtschaft schlägt 
Alarm“ heißt es in der Überſchrift eines im „Dziennik Bydgoski“ 
vom 9. Juni diefes Jahres erſchienenen Artikels, in dem befon- 
ders auf die Nöte dieſes einſtmals intenfiv bewirkſchafteten Teil- 
gebietes hingewieſen wird. (Vergleiche unſere früheren Berichte: 
1988 Nr. 78, Seite 34“; 1984 Nr. 10, S. 41. —437, Nr. 15, 
S. 66*—-67*.) In den verſchiedenſten Gegenden Polens abgehaltene 
landwirtſchaftliche Tagungen und Verſammlungen beſtäkigen diefe 
Behauptung. Allein die überaus zahlreiche Teilnahme an ſolchen 
Tagungen und die Tatſache, daß der größte Teil der Beſucher mit 
dem Wagen oder gar zu Fuß zur Tagung gekommen ſei, weil das 
Geld für die Eiſenbahnfahrt nicht aufgebracht werden konnte, ſei 
nach Anſicht des „Dziennik Bydgoski“ ein Beweis für das auf 
dem Lande herrſchende Elend. Auf zwei größeren Verjammlun- 
gen, die vor kurzem in Tuchel und Schwetz ſtaltgefunden haben, 

„wurde vor allem geklagt über den wahnsinnigen Preissturz 
für land wirtschaftliche Produkte und die Starrheit der Preise 
sowohl für die kartellierten, wie der monopolisierten Industrie- 
produkte, wovon die von staatlichen Institutionen, wie Eisen- 
bahn, Post usw., erhobenen Gebühren sowie die Steuern und 
Abgaben keine Ausnahme machen. In einer noch schwierigeren 
Lage befinden sich die Ansiedler, die außerdem noch hohe Ren- 
ten zahlen müssen. 

Die Ansiedler, das ist ein Bevölkerungsteil, der nicht satt 
zu essen hat, in zerlöcherten Schuhen geht, zerrissene und ge- 
flickte Anzüge trägt, und der selbst für den primitivsten Be- 
darf kein Geld aufbringt, vielfach selbst nicht für den Salzkauf. 
Man kann sagen, daß der Ansiedler auf seiner Siedlung nur 
ein Knecht ist, der schwer zu arbeiten hat, weil der Gerichts- 
vollzieher der eigentliche Herr und der Gläubiger der Eigen- 
tümer ist. 

Einer besonderen Kritik unterzogen die Redner das Steuer- 
system in Verbindung mit einer für die Landwirtschaft unmög- 
lichen Bürokratie. Noch viele interessante Einzelheiten ergab 
die lebhafte Diskussion, die gleichzeitig das Elend unserer 
Bauern zum Ausdruck brachte. So gab z. B. auf der Tagung 
in Schwetz einer der Teilnehmer an, daß die Landwirte dieses 
Kreises bis zu 300,— Zloty je Magdeburgischen Morgen und 
die Ansiedler sogar bis zu 500,— Zloty je Morgen verschuldet 
sind. Der Ansiedler einer 60 Morgen großen Wirtschaft zahlt 
an jährlichen Abgaben 2 000, — bis 2 700,— Zloty, die anderen 
Landwirte 1 200, — bis 1 700. — Zloty.“ 

Eine ungeheure Unzufriedenheit habe die Abſchaffung der vier- 
ten Klaſſe auf der Eiſenbahn hervorgerufen, da der dafür einge- 
richtete Vorortverkehr bei weitem die obige Liquidation nicht wett- 
mache, jo daß auch hier wieder die Landbevölkerung der leidfra- 
gende Teil ſei. 


vom Oſtlan d- Inſtitut 


in danzig 


„Ein neues Ubel ist auch das Verbot, Marmelade für den 
Hausgebrauch herzustellen, so daß der Rüben anbauende Land- 
wirt gezwungen ist, die Rüben für das Vieh zu verfüttern, er 
selbst jedoch trockenes Brot essen muß, denn Butter und Klein- 
vieh verkauft er, um die Steuern zu bezahlen, 

Die Landwirte können keine genügend scharfen Worte für 
die Sanacia-Zeitungen finden, die die Nachrichten von der zu 
Ende gehenden Krise und einer allgemeinen Besserung bringen, 
während die Wirklichkeit sich in völlig anderem gegenteiligen 
Lichte zeigt, Mit einem Worte, es steht schlimm um das pom- 
merellische Dorf, denn auch hier wird Viehsalz zu 
den Speisen verwendet, wird anstelle von 
Petroleum der Kienspan gebrannt, wird 
zwecks Ersparung von Streichhölzern ein 
„ewiges Feuer“ unterhalten“ ($efföruk der 
Zeitung.) 

„Die ganze Familie geht in ein und demselben Anzuge zur 
Kirche, den sie abwechselnd anzieht; Zeitungen können nicht 
mehr gehalten werden, weil keine Mittel dazu sind, höchstens, 
daß mehrere Nachbarn Geld zusammenlegen.“ 

Eine Umfrage, die in Konitz von einer landwirkſchaftlichen Ge- 
ſellſchaft bei ihren Mitgliedern angeſtellt wurde, habe u. a. er- 
geben, daß der größte Teil der kleineren Wirtſchaften mit 100 
bis 130 % ihres Grundſtückswertes verſchuldet jei. Beſonders 
nachteilig wirke ſich für die Landwirtſchaft die Preisſchere zwi- 
ſchen landwirtſchaftlichen und induſtriellen Produkten aus, deren 
Beſeitigung deshalb auch in ſchärfſter Form verlangt werde. Wohl. 
hätten einige Induſtrieerzeugniſſe infolge der von der Regierung 
eingeleiteten Aktion zur Verbilligung der Engrospreiſe auch im 
Kleinverkauf eine Verbilligung erfahren. So habe ſich der Preis 
für Zement um 30 % und für Kalk um 20 % ermäßigt, dagegen 
feien aber die Preiſe für Holz um 30 %, für Zinkwaren um 20 %, 
für Fertigleder um 10 bis 15 % angeſtiegen. 

„Die Kommunalsteuern sind um 40 % er- 
höht worden, die staatliche Grundsteuer 
um 10 % und die Immobiliensteuer um 40 %.“ 

Begründet fei die Höhe der Abgaben u. a. in dem koſtſpieligen 
und aufgeblähten Beamtenapparat. 

„Etwas mehr Sparsamkeit in der hohen Hauptstadt würde 
auf dem Dorfe den Genuß von Salz und Brot ermöglichen und 
zur Belebung des Binnenmarktes beitragen.“ 

Das polniſche Dorf gehe mit Eilſchritten dem wirtſchaftlichen 
Ruin enkgegen. Wenn man ſich nicht bald zu einer planmäßigen 
Aktion in großem Maßſtabe entſchließen werde, werde niemand 
die Kataſtrophe aufhalten können. 

[„Dziennik Bydgoski“ vom 9. 6. und 4. 7, 1934; „Gazeta 
Warszawska“ vom 7. 6. 1934; „A. B. C.“ vom 22. 6. 1934; 
„Kurjer Warszawski“ vom 28. 6. 1934. 


* 


Im Zuſammenhang mit der gleichen Frage verdienen zwei Ar- 
tikel aus der „Gazeta Warszawska” vom 2. und 4. Juli dieſes 
Jahres beſondere Erwähnung. Der erſte dieſer Artikel befaßt fih 
mit der angeblich zunehmenden Verarmung der Landbevölkerung 
und der Arbeitsloſigkeit unter derſelben. 

„Das Dorf ist die größte Sammelstelle der Arbeitslosen in 
Polen. Sie werden von der amtlichen Statistik übergangen. 
Diese operiert nur mit einer Zahl von 300 000 industriellen Ar- 
beitslosen. Mit einer ganzen Reihe von Sozialgesetzen ver- 
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sucht der Staat die Folgen dieser Arbeitslosigkeit in der In- 
dustrie zu lindern und zu beseitigen. Die Zahl der Arbeitslosen 
auf dem Lande ist um ein Vielfaches größer. Mit ihr befaßt 
sich jedoch der Staat nicht.“ 

Die kurz nach dem Kriege angeffellten Berechnungen hätten 
ergeben, daß faſt die Hälfte der in der Landwirkſchaft tätigen Per- 
ſonen nicht produktiv ausgenützt ſei. Zu dem gleichen Ergebnis 
follen die vor kurzem von einem Mitarbeiter des Statiftifchen 
Hauptamtes in Warſchau gemachten Berechnungen geführt haben. 
Danach ſollen 51,3 % der Arbeitstage in der Landwirkſchaft nicht 
ausgenützt werden. 

„Lassen wir das Problem der Saisonarbeit außer acht, so 
können wir sagen, daß 6,3 Millionen Berufstätiger in der Land- 
wirtschaft während des ganzen Jahres Arbeit haben, und daß 
6,6 Millionen während des ganzen Jahres 
arbeitslos sind. Selbst in den Monaten der größ- 
ten Beanspruchung genügen zur Ausführung wichtiger Saison- 
arbeiten 56—84 % der in der Landwirtschaft tätigen Bevöl- 
kerung. 

Bedenken wir: 6 600000 erwachsene, mit dem 
Boden verbundene Menschen haben über- 
haupt keine Arbeit, oder teilen sich in der 
Arbeit mit dem Rest, der auch ohne ihre 
Hilfe den Acker bestellen könnte! Welch 
ungeheurer vernachlässigter und unausgenützter Vorrat an 
Kraft, Energie und Reichtum!“ 

Früher fei ein Teil diefer Leute ausgewandert und habe außer- 
halb Polens Arbeit und Brot gefunden. Seit 1919 habe jedoch 
diefe Auswanderung faſt vollkommen aufgehört. Der Staat habe 
aber trog aller Vorſätze nichts getan, um außerhalb der Land- 
wirtſchaft neue Arbeitsſtätten zu ſchaffen. Die Zahl der Induſtrie- 
und Handelspatente nähme vielmehr von Jahr zu Jahr ab. Die 
Zahl der Induſtrieſteuer Zahlenden habe 1924 1 204 000 und im 
Jahre 1932, nach der Reform dieſer Steuer, 639 000 betragen. Am 
1. Januar 1925 feien in der Induſtrie 666 742 Arbeiter bejchäftigt 
worden, am 1. Januar 1929 818 500 und am 1. Januar 1934 nur 
517 700 Arbeiter. Ahnlich fei die Anzahl der in der Verarbeitungs- 
induſtrie gearbeiteten Tage von 821 Millionen im Jahre 1926 und 
1165 Millionen im Jahre 1929 auf 637 Millionen im Jahre 1933 
zurückgegangen. 

Die damit in Verbindung ſtehende Einkommensabnahme habe 
jedoch nicht alle Bevölkerungsſchichken gleichmäßig betroffen. Als 
Hauptleidtragende müſſe die Landwirkſchaft gelten. Die Verände- 
rung der wirkſchaftlichen Lage verſucht der Verfaſſer an Hand 
der Zahlen aus dem Statiſtiſchen Jahrbuch für 1934 nachzuweiſen. 

„Der Landwirt zahlte in Roggen: 

in den Jahren 
1923/24 1927/28 1929/30 1933/34 
in Kilogramm 


für 1 Pflug 134 100 220 273 
„ 10 kg Superphosphat 35 20 40 51 
» 1 Paar Schuhe 78 99 220 192 
» 10 kg Zucker 46 36 83 110 
„10 kg Salz 6 8 17 27 
„ 1 kg Tabak 115 141 375 572 
„ I Ztr. Kohle 23 15 40 49 
„ 10 Ltr. Petroleum 13 10 32 41 


Um das Bild zu vervollständigen, noch eine Gegenüber- 
stellung. Der Landwirt erhielt: 
in den Jahren 


1928 1932 1933 
in Złoty 
für 100 kg Weizen 50 25 25 
» 100 kg Roggen 4t 20 15 
„ 100 kg Hafer 38 17 13 
„ 100 kg Schwein lebend 192 84 87 
„ 10 Eier 1,58 0,76 0,66 
$ 1 Arbeitspferd 409 147 144 
» 1 Melkkuh 456 133 142.“ 


Mit der Suche nach einem Ausweg aus diefer Lage befaßt 
fih der gleiche Verfaſſer in dem zweiten Artikel. 


„Das Problem, für 6 bis 7 Millionen Menschen Arbeit zu 
finden, ist unmöglich mit einem Satz zu erledigen. Nur auf der 
breiten Basis eines Gesamtumbaues der Wirtschaftsstruktur 
Polens können wir Wege einer wenigstens teilweisen Ver- 
besserung der wirtschaftlichen Lage unseres Dorfes finden. In 
den letzten Tagen kündete im Zusammenhang mit der Über- 
nahme des Landwirtschaftsministeriums durch Herrn J. Ponia- 
towski die Linkspresse eine breite Parzellierungs- und Ent- 
schuldungsaktion als das wichtigste — wenn nicht das einzige 
Landproblem an. Eine Parzellierungsaktion fürchtet in Polen 
niemand. Selbst der Großgrundbesitz wird gern einen Teil sei- 
nes Bodens zum Zwecke der Schulden- und Steuerntilgung 
abgeben und stellt nur eine übrigens berechtigte Forderung: 
Er verlangt einen wertgemäßen Preis für das übernommene 
Land. Wir müssen unsererseits eine zweite Bedingung stellen: 
Polnischer Boden muß mehr in die Hände polnischer Bauern, 
als in die verarmter Russen und Weißrussen übergehen.“ 

Eine Entihuldung der Landwirtſchaft fei ſelbſtverſtändlich keine 
Leichtigkeit. Der Hauptgläubiger fei der Staat. Es fei bekannt, 
daß die diesbezüglichen in die Milliarden gehenden Schuldfum- 
men vollkommen eingefroren feien. Allein die Paßſtwowy Bank 
Rolny habe zum 30. April 1934 an langfriſtig erteilten Krediten 
(Pfandbriefe, Meliorakionen, Obligationen) eine Summe von 724 
Millionen Zloty ausgewieſen. Die diesbezügliche Summe beim Um- 
ſatzſonds der Agrarreform bekrage 800 Millionen Zloty. Dieſe 
Kapitalien könne ſelbſt die beſte Konjunktur nicht flüſſig machen. 
Es iſt auch nicht anzunehmen, daß der Bodenpreis die Höhe er- 
reichen werde, die er vor einigen Jahren hatte, Eine Neuein- 
ſchätzung von Grund und Boden ſei unerläßlich. Ebenſo wie eine 
radikale Zinsermäßigung für Obligationsanleihen und Pfand- 
briefe. Ohne dieſe Maßnahmen werde eine maſſenhafke Zwangs- 
verſteigerung von vielfach den beſten Wirtſchaften nicht zu ver- 
meiden ſein. Zu einer völligen Löſung des Arbeitsloſenproblems 
auf dem Lande werde eine einmalige Zinsermäßigung und Nach- 
laß von öffenklichen Krediken allein nicht führen können. Deshalb 
ſtellt der Verfaſſer die Forderung: Die 300 bis 500 Millionen 
Zloty, die von der Bank Gospodarſtwa Krajowego in verjchie- 
denen Firmen wie Urſus, Scheibler und Gromann und Widzewer 
Manufaktur inveftiert wurden, hätten bedeutend zur Geſundung 
des ländlichen Kredites beitragen können, wenn fie durch die 
Stefczyk-Kaſſen, die Spar- und Darlehnskaſſen und die Land- 
genoſſenſchaften bis in die Landwirtſchaft gelangt wären. Scheibler 
und Gromann habe der 40-Millionen-Zloty-Kredit der Bank 
Polski und der Bank Gospodarſtwa nicht retten können. Ein 
Kredit von 40 Millionen Zloty hätte andererſeits aber 40 000 
Kleinbauern auf die Beine ſtellen, ſie vor Wucher bewahren und 
ihre Steuer- und Konſumtkionsfähigkeit wiederherſtellen können. 

Selbſt unter den jetzigen Verhältniſſen fei noch eine Gefun- 
dung des landwirkſchaftlichen Kredites möglich. Es feien dazu nur 
der feſte Wille und einige Anderungen im Statut der Bank Polski 
ſowie eine gewiſſe Umſtellung der anderen in Frage kommenden 
ſtaatlichen Inſtitutionen nötig. Viele von ihnen, wie 3. B. die 
Staatliche Akzepkbank, hätten ſelbſt nach der Meinung amtlicher 
Stellen ihre Aufgabe nicht erfüllt. 

Von Wichtigkeit fei weiterhin die Steuerfrage. Es wurden 
nicht nur die Sätze einzelner ſchon vorhandener Steuern erhöht, 
ſondern auch ihre Anzahl vergrößert, jo daß die ſteuerliche Be- 
laſtung der Landwirtſchaft um 33 % zugenommen habe. Infolge- 
deſſen 

„hört der Landwirt mit der regelmäßigen Bezahlung auf, 
so daß ihm Vollstreckungskosten und Verzugszinsen entstehen 
und seinem Grundstück die Zwangsvollstreckung droht. Er be- 
müht sich, an Tabak und Alkohol, an Salz und Streichhölzern, 
an Schuhen und Petroleum, an Zucker und Zeitung zu sparen. 
Es schwindet der Umsatz, die Landkultur geht zurück, die 
höheren Schulen werden von Bauernsöhnen nicht mehr be- 
sucht; es fehlt das Bargeld zur Aussteuerung der Tochter, zur 
Gründung einer neuen Wirtschaft, zum Durchhalten. Das Dorf 
verwandelt sich in eine wirtschaftliche Einöde.“ 

Deshalb kommt der Verfaſſer abſchließend zu dem Ergebnis, 
daß die Parzellierung und Enkſchuldung der Landwirtihaft zwar 
keine neuen Betriebsmittel zur Verfügung ſtellen und die Ar- 


beitslofigkeit nur zum Teil befeitigen könne. Trotzdem müßte mit 
dem Leichteſten und Einfachſten angefangen werden. Parzellie- 
rung, Entſchuldung und Steuerherabſetzung könnken aber als die 
verhältnismäßig einfachſten Aufgaben angeſehen werden. 


[,Gazeta Warszawska“ vom 2. und 4. Juli 1934. 


verſchuldung und Entſchuloͤung der polniſchen 
Land wirtſchaſt. 


Die feit längerer Zeit in der polniſchen Preſſe geführte Dis- 
kuſſion über die dringende Notwendigkeit und den gewünſchlen 
Umfang einer grundlegenden Entſchuldungsaktion der Landwirt- 
ſchaft iff durch die vom Miniſterpräſidenten Kozlowski am 1. Auguft 
dieſes Jahres vor den Verkretern der Regierungspartei gemachten 
progammatiſchen Ausführungen in ein neues Stadium gerückt. An 
die Stelle von Mutmaßungen bezüglich der in Zukunft zu ergrei- 
fenden Maßnahmen nach den erfolgloſen Unternehmungen der 
vergangenen Jahre hat jetzt der Kampf für und wider die von der 
Regierung bisher bekannkgegebenen Richtlinien begonnen. Dabei 
find in der polniſchen Preſſe beſonders drei Wortführer zu unter- 
ſcheiden. Es ift 1. der größte Teil der Regierungspreſſe ſowie 
mehrere links gerichtete Blätter, die anſtandslos alle geplanten 
Maßnahmen, beſonders auch die vorgeſehene zweifellos febr nach- 
teilige Behandlung des Großgrundbeſitzes gutheißt, dann die dem 
Großgrundbeſitz und damit dem rechten Flügel der Regierungs- 
partei naheſtehende Preſſe, die in ſcharfer Form gegen dieje Be- 
nachteiligung des Großgrundbeſitzes bei der kommenden Enkſchul⸗ 
dung Front macht, und ſchließlich die — vor allem Nationaldemo- 
kratiſche — Oppoſitionspreſſe, die in den geplanten Maßnahmen 
eine politiſche Aktion, ein Nachgeben der Regierung gegenüber 
den Forderungen des linken Flügels des Regierungsblockes ſehen 
möchte, im übrigen aber vorläufig eine abwartende Skellung ein- 
nimmt. 

Einig iſt man ſich darüber, daß die in den letzten Jahren ge- 
machten Anſtrengungen, die Landwirtſchaft vor der zunehmenden 
Verſchuldung und Verarmung zu bewahren, nur von geringem Er- 
folg waren. Auch die in den Jahren 1931 und 1932 eingeleitete 
landwirtſchaftliche Finanzierungsaktion (vergl. das Geſetz vom 
12. März 1932 über die Erleichterung der Ablöſung der die Land- 
wirtſchaft beſonders niederdrückenden Schulden und die Verord- 
nung des Miniſters für Landwirtſchaft und Agrarreform vom 
30. Juli 1932 über die Emiſſion der 5,5prozentigen Pfandbriefe 
der Staatlichen Bank Rolny zum Zwecke einer erleichterten Par- 
zellierung und damit möglichſt weitgehenden Entſchuldung) habe 
die in fie geſetzten Hoffnungen nicht gerechtfertigt. Die Entſchul⸗ 
dung des landwirtſchaftlichen Kleinbeſitzes fei minimal geweſen und 
habe kaum 10 % betragen. 

Über den Umfang der Verſchuldung der Landwirkſchaft, die eine 
baldigſte grundſätzliche Regelung notwendig mache, gibt ein aus 
dem „Przeglad Gospodarczy” in der „Gazeta Warszawska” ab- 
gedruckter Artikel von St. Lipski Aufſchluß. In dieſem Aufſatz 
ſchildert der Verfaſſer die wirkſchaftliche Lage der Landwirtſchaft, 
die bisher unkernommenen Hilfsmaßnahmen und die Möglichkei- 
ten einer Regulierung der Verſchuldung. Nach Anſicht Lipskis 
gebe es drei, vom Willen des Landwirkes unabhängige Wege zur 
Reduzierung der Verſchuldung, und zwar: 

„Herabsetzung der Steuern und Sozialabgaben, Annäherung 
der Preise für die vom Bauern zu erwerbenden Industriepro- 
dukte an die Preise für land wirtschaftliche Erzeugnisse und 
schließlich Verringerung des Zinsendienstes für die landwirt- 
schaftliche Verschuldung. 

Wie bekannt, ist auf dem Gebiete der Verringerung der 
Steuerlasten nichts getan worden, und der Versuch, die Preise 
der Industrieprodukte herabzusetzen, zeitigte sehr geringe, 
eigentlich fast gar keine Ergebnisse, da die Spanne zwischen 
den Preisen für landwirtschaftliche und industrielle Produkte 
nicht nur nicht geringer wurde, sondern sich sogar vergrößert 
hat. Wir müssen uns deshalb mit der dritten Möglichkeit, der 
Verringerung des Zinsendienstes für die landwirtschaftliche 
Verschuldung befassen, 
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Die im Jahre 1932 durchgeführten Erhebungen des Finanz- 
ministeriums ergaben folgenden Schuldenstand: 


1. langfristiger organisierter Kredit 1842,8 Mill. Zl. 
2. langfristiger nicht organisierter Kredit. 700,.— „ „ 
3. kurzfristiger organisierter Kredit.. 924,8 „ „ 
4. kurzfristiger nicht organisierter Kredit. WM 
5 i 


rückständige Steuern und Leistungen. 354,.— „ „ 
zusammen 4621,6 Mill. Zł. 


Auf diesen, vielleicht nicht ganz genauen Zahlen ist der Kon- 
versionsplan vom Jahre 1933 aufgebaut worden, der die Kosten 
für Verzinsung und Amortisation auf 350 Millionen Zloty jähr- 
lich und die Rückzahlung des Kapitals außer der Amortisation 
auf 305 Millionen Zloty jährlich festgesetzt hat. 


Im Endergebnis betragen die sofort benötigten landwirt- 
schaftlichen Beträge augenblicklich rund 1 800 Millionen 
Zloty, ohne die rückständigen Steuern und Sozialabgaben,“ 
ſo daß von einer Verbeſſerung der Lage der Landwirtſchaft nicht 
die Rede ſein könne. „Dabei hat diese ganze Kalkulation den 
Umstand unberücksichtigt gelassen, daß nicht alle Wirtschaf- 
ten verschuldet sind, und hat sich weiterhin auf die voraus- 
sichtlichen Bareinnahmen der Landwirtschaft in Höhe von 
2200 Millionen Zloty gestützt. Dagegen betragen diese Ein- 
nahmen nur rund 1520 Millionen Złoty. Von dieser Summe 
entfallen auf den Wirtschaftsaufwand 1064 Millionen Zloty, 
auf laufende Ausgaben und Leistungen 247 Millionen Zloty, 
so daß zur Verzinsung der Schulden und Rückstände nur 209 
Millionen Złoty übrig bleiben, während diese Positionen außer 
den sofort fälligen Zahlungsverpflichtungen 414 Millionen Zloty 
beträgt.“ 

Nach Anſicht von Lipski müßte eine landwirtſchaftliche Finanz- 
aktion durch folgende Eigenſchaften charakteriſiert fein: 

„Allgemeingeltung im Verhältnis zur Gesamtverschuldung, 
Zwangscharakter, automatisches Wirken auf Grund der Ge- 
setzgebung unter Wahrung einer Möglichkeit zur Rückgängig- 
machung festgesetzter Zeitpunkte für die Durchführung der 
Konversion, Beschleunigung der Prozesse zur Liquidierung der 
Beziehungen zwischen Gläubiger und Schuldner und schließlich 
eine wirkliche Anpassung des Zinsendienstes an die Zahlungs- 
fähigkeit der Landwirtschaft.“ 

Mit dem Augenblick der Feſtſetzung des Regierungsplanes für 
die landwirkſchafkliche Verſchuldung würden fidh drei weitere Pro- 
bleme herausbilden: 

„Die Regulierung der Verschuldung der einzelnen landwirt- 
schaftlichen Betriebe, die Liquidationen derjenigen Betriebe, 
die auf dem gesetzlichen Wege der landwirtschaftlich-finan- 
ziellen Hilfe nicht saniert werden können und eine Hilfelei- 
stung an diejenigen Kreditinstitute, die infolge dieser Aktion 
direkte Verluste erlitten haben.“ 


[Gazeta Warszawska“ vom 19, 7. 1934. 
* 


Im Hinblick auf die fidh bereits in Vorbereikung für die ge- 
ſetzliche Regelung befindlichen Entſchuldungsmaßnahmen hak als 
erſte die der Regierung naheſtehende „Gazeta Polska“ grundjäß- 
lich zu dieſer Frage Stellung genommen und damit den Anlaß 
zur folgenden Polemik in der polniſchen Preſſe gegeben. Der Yer- 
faſſer des Artikels geht von der Anſichk aus, daß Agrarkriſen im 
Gegenſatz zu den konjunkturellen Induſtriekriſen Erſcheinungen 
von langer Dauer feien, und daß deshalb die augenblickliche Ge- 
ſtaltung der Preiſe für landwirkſchaftliche Produkte nicht nur für 
die nächſten Jahre, ſondern auch für einen längeren Zeitabſchnitt 
entſcheidend fein dürfte. Daher müſſe auch die Löſung des land- 
wirkſchaftlichen Entſchuldungsproblems den Charakter einer end- 
gültigen Löſung kragen. 

Die für den Staat durch eine ſolche Enkſchuldung enkſtehenden 
rieſigen Ankoſten im Zuſammenhang mit der Geſtaltung des 
Staatshaushaltes bedingten eine äußerſt ſparſame Verwendung 
der für dieſen Zweck bereitgeſtellten Mittel, damit bei einer 
möglichſt geringen Belaſtung des Staatsſchatzes eine höchſtmög⸗ 
liche Hilfe geleiſtet werde. Allein dieſe Rückſichknahme neben an- 
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deren Gefichtspunkten ſozialer oder wirkjchaftliher Art beſtimme 
Richtung und Umfang der Enkſchuldungsakkion. 

Nach den Angaben der allgemeinen Zählung von 1921 habe 
es damals in Polen 3 262 000 ländliche Betriebe gegeben, wovon 
auf Betriebe mit über 50 ha nur 30 000 entfallen feien. Die Zahl 
der Wirkſchaften mik weniger als 50 ha habe fih. ſeitdem aber 
ſtark vermehrt. 

„Wichtige Gründe sprechen dafür, daß von der Entschul- 
dungsaktion vor allem die Betriebe des Kleingrundbesitzes er- 
faßt werden. Denn falls der Staat sich für einen Schritt von 
so weittragender Bedeutung für das Wirtschaftsleben ent- 
schließt, wie es die zwangsweise Regelung der Verhältnisse 
zwischen Gläubiger und Schuldner, gegen die zwischen ihnen 
bestehenden Abmachungen, bedeutet, so muß der Staat — in- 
dem er dem Schuldner Schutz gewährt — sich von der Rück- 
sichtnahme auf das Wohl der Gesamtheit und nicht auf das 
Wohl des Einzelnen leiten lassen. Es unterliegt jedoch keinem 
Zweifel, daß die wirtschaftliche Lage und der Besitzstand von 
über 3 Millionen kleiner ländlicher Wirtschaften ein allgemein- 
staatliches Problem ist. Selbst die Anwendung eines weit- 
gehenden Zwanges bei der Entschuldung dieser Betriebe findet 
in den staatlichen Rücksichten seine genügende Rechtfertigung. 

Denn es ist wohl zulässig, daß mehrere tausend Grund- 
stücke ihren Eigentümer wechseln, aber unmöglich ist es, daß 
mehrere hunderttausend ländlicher Wirtschaften in andere 
Hände übergehen, ohne daß für die Volkswirtschaft und den 
Staat höchst negative und gefährliche Nachteile die Folge 
wären. 

Die Entschuldungsaktion muß im Verhältnis zum landwirt- 
schaftlichen Kleinbesitz aus der Natur der Sache heraus den 
Charakter einer sozial-wirtschaftlichen Aktion und nicht nur 
einer ausschließlich wirtschaftlichen tragen. In Bezug auf die- 
sen Besitz darf nicht nur die Zweckmäßigkeit des Entschul- 
dungsprozesses vom wirtschaftlichen Standpunkt aus berück- 
sichtigt werden. Es darf also keine Auswahl übermäßig ver- 
schuldeter Einzelwirtschaften stattfinden. Die hier geltende 
Regel, die große Anzahl der hier in Frage kommenden Wirt- 
schaften gestattet keine Anwendung solcher Methoden. 

Dagegen müssen solche Kriterien für die Entschuldung der 
größeren Betriebe entscheidend sein. Die Zweckmäßigkeit des 
Entschuldungsprozesses sollte hier volle Anwendung finden. 
Für Betriebe, die übermäßig verschuldet sind, und für die keine 
Aussicht auf „Gesundung“ besteht, dürfte die Entschuldungs- 
aktion keine Anwendung finden, da sie von ihrem grundsätz- 
lichen Ziele, wie es die Schaffung gesunder Verhältnisse für 
die landwirtschaftlichen Betriebe ist, abweichen würde. 


Es bleibt noch die Frage der Verschuldung des Großgrund- 
besitzes zu erörtern. Es bestehen begründete Ansichten, daß 
diese Besitzungen aus der allgemeinen Entschuldung heraus- 
genommen werden sollen. Die große Fläche der Besitzungen 
ermöglicht diesen Wirtschaften eine Durchführung der Ent- 
schuldung aus sich heraus. Diese Entschuldung könnte ohne 
besondere Intervention und Hilfe des Staates durchgeführt 
werden, dessen Mittel sehr beschränkt sind, und deshalb zur 
Erreichung der — im Staatsinteresse — wichtigsten Ziele 
dienen muß.“ 


[Gazeta Polska“ vom 15, 7. 1934. 
* 


Dieſer eben geäußerken Anficht hat der Vorſitzende der Grof- 
grundbeſitzervereinigung in den Grenzgebieken, Antonie Jundzill, 
in der in Wilna erſcheinenden Zeitung „Slowo“ auf das ſchärfſte 
widerſprochen. Die von Herrn O. M. (dem Verfaſſer des Ar- 
tikel3 in der „Gazeta Polska“ vom 15. 7. 1934) verkretene Anf- 
faſſung von der Notwendigkeit einer Sanierung nur der mitt- 
leren und kleinen landwirtſchaftlichen Betriebe, während der 
Großgrundbeſitz von der Hilfsaktion ausgenommen werden und 
ſich ſelbſt zu helfen verſuchen ſolle, ſei gleichbedeutend mit der 

„Vernichtung der Großbetriebe zum Schaden 
der Gesamterzeugung, der Besitzer und ihrer nachstehenden 
Gläubiger, die bei einer Zwangsversteigerung der Grundstücke 


infolge des allgemeinen Geldmangels und der Unlust zum Kauf 
von landwirtschaftlichen Zuschußbetrieben mit ihren Hypo- 
thekenforderungen ausfallen würden. Es würde dies ein allzu 
großer Vorteil für die Besitzer erststelliger Hypotheken sein, 
als daß ein solcher Zustand toleriert werden könnte. 

Die zweite Möglichkeit einer Liquidation dieser Betriebe ist 
die Parzellierung. Sie müßte in beschleunigtem Tempo durch- 
geführt werden. Bei der heutigen Armut der Landbevölkerung 
würde das einen riesigen Sturz der Bodenpreise zur Folge ha- 
ben, was wohl nicht im wirtschaftlichen Interesse des Staates 
liegen dürfte.“ 

Schließlich fei ja der Urſprung der Verſchuldung für den tand- 
wirtſchaftlichen Groß- und Kleingrundbeſitz der gleiche. 

„Die Verschuldung entstand in den Jahren hoher Preise. 
Diese Tatsache ist für die Grenzgebiete umso empfindlicher 
gewesen, weil unsere Landwirtschaft gerade bei sehr hohen 
Preisen nach den Vernichtungen des Krieges im Wiederaufbau 
stand und daher die hohen Preise nicht ausnutzen konnte, eben 
weil es eine Zeit des Aufbaues und nicht einer vermehrten 
Produktion war.“ 

Infolge der fehlenden Mittel für langfriſtige Kredite habe ſich 
die Landwirtſchaft zur Aufnahme kurzfriſtiger, meiſt Wechſel⸗ 
kredite, mit einer unverhältnismäßig hohen Verzinſung bis zu 
15 % p. a. gezwungen geſehen. Die Folge davon fei dann eine 
weitere zunehmende Verſchuldung geweſen. 

„Und so befand sich der polnische größere und kleinere 
Grundbesitz in einer Lage ohne Ausweg. Vom Augenblick der 
Wiedererstehung Polens an behandelten alle Regierungen den 
Großgrundbesitz mit einer ausgesprochenen Abneigung, indem 
sie ihn mit hohen progressiven Steuern, Vermögenssteuern und 
Waldabgabe belasteten. Außerdem nahm ihm die Verwaltung 
eine ansehnliche Menge Land für Militärsiedlungen ab, für das 
die Besitzer die Entschädigung erst nach 10 Jahren und dann 
in einer Höhe erhielten, die meistens kaum ein Viertel des Real- 
wertes erreichte. Unter diesen Umständen wäre eine Aus- 
schließung des Großgrundbesitzes von den 
Konversionsgesetzen eine schreiende Un- 
gerechtigkeit, die mit einer sichtbaren Verringerung 
der Erzeugungsmenge verbunden wäre, da die besten Betriebe, 
die am meisten investiert hatten, gewöhnlich am stärksten be- 
droht sind.“ 

Die Forderungen des Großgrundbeſitzes feien daher folgende: 

„Nicht eine Herabsetzung der Schuldsumme, außer den Kre- 
diten für besondere Zwecke, wie Meliorationen, Migernten und 
Aussaaten, sondern Regulierung der kurzfristigen Kredite zu 
einem Teil durch Pfandbriefe, zum anderen durch Zerlegung 
der Rückzahlungstermine auf eine längere Zeit unter gleich- 
zeitiger Senkung und Anpassung des Zinsfußes an die augen- 
blickliche Deflationspolitik . . . 


Die Landwirtschaft bildet im heutigen Kampf ums Dasein 
eine geschlossene Front, ohne Unterschied, ob es ein 10 ha 
großer Betrieb oder ein großer Latifundienbesitz ist. Alle beu- 
gen sich unter der Last der Verpflichtungen, die sie zu einer 
Zeit aufgenommen haben, als der Wert des Geldes ein völlig 
anderer war als heute. Der Zloty hat seinen Namen nicht ge- 
ändert. Aber verändert hat sich sein Wert, und ihm ist der 
Schuldendienst anzupassen. Es ist verständlich, daß der Klein- 
besitz mit einem besonderen Schutz des Staates bedacht wird 
und das mit Recht, dagegen können alle Generalverordnungen 
über die Zerlegung der Verpflichtungen und die Herabsetzung 
des Zinsfußes die Bürger nicht in zwei Klassen aufteilen und 
die Großgrundbesitzer in die Rolle von Parias drängen, die in 
Abhängigkeit von der sich in ihrem Besitz befindlichen Hektar- 
anzahl zur Vernichtung verurteilt sind, und das in Bezug auf 
den Großgrundbesitz, der über 100 Jahre lang in den Grenz- 
gebieten mit der größten Selbstverleugnung vaterländischen 
Boden verteidigt hat und der auch heute einer der mächtigsten 
Pfeiler polnischer Kultur und polnischen Geistes it. Wenn 
vom gesamtwirtschaftlichen Standpunkt die 
Vernichtung der Großbetriebe auf urpol- 
nischem Boden ein Akt der Demagogie wäre 


und sich in Kürze am gesamten Wirtschafts- 
leben rächen würde, so wäre insbesondere in 
den Grenzgebieten ein solches Vorgehen vom 
Nationalitäten-Standpunkt aus ein Wahn- 
sinn.“ 

[,Stowo“-Wilna vom 25. 7. 1934.] 


* 


Aus der großen Zahl der den zuffändigen miniſteriellen Stellen 
eingereichten Entſchuldungsvorſchläge verdienen zwei beſonderer 
Erwähnung. Es iſt dies 1. die Denkſchrift des Verbandes der 
Kammern und landwirtſchaftlichen Organiſationen und 2. die dem 
Landwirtſchaftsminiſter von der Bauernparkei (Stronnictwo Rol- 
nicze) eingereichte Denkſchrift. Nach dem Inhalt der erſteren der 
beiden Denkſchriften ſolle die Konverſion die Zinſenlaſt der ge- 
ſamten landwirtſchaftlichen Verſchuldung umfaſſen, auf Grund des 
Geſetzes Allgemeingültigkeit haben, und ihre Vorkeile ſollten die 
landwirkſchafklichen Betriebe je nach ihrer prozentualen Verſchul— 
dung im Verhälknis zum Schätzungswert der Grundffücke ge- 
nießen. 

Die Annahme des Verhältniſſes von Verſchuldung zum Grund- 
ſtückswert als einziges und ausſchließliches Kriterium für die Ent- 
ſcheidung, ob ein Betrieb unker die Hilfsmaßnahmen falle oder 
nicht, fei nach Anſicht des regierungsfreundlichen „Iluſtrowany 
Kuryer Codzienny“ „eine zweifellos höchst nachteilige Seite 
des genannten Projektes.“ Im Intereſſe des landwirkſchaftlichen 
Kleinbeſitzes ſei es unannehmbar, daß der kleine nur wenige 
Morgen umfaſſende Beſitz mit dem 100 bis 200 Morgen großen 
Betriebe und den rieſigen Latifundien auf die gleiche Baſis ge- 
ſtellt werde. Es ſei vielmehr in dem von der Bauernparkei ge- 
forderken Sinne eine Unkerſcheidung der Hilfsmaßnahmen in Be- 
zug auf die einzelnen Beſitzarken notwendig. 

„Diese Denkschrift geht von der Auffassung aus, daß die 
Landwirtschaft für die Höhe ihrer Verschuldung keine Schuld 
trägt, und daß infolgedessen die Grundsätze einer pro- 
zentualen Verschuldung als einziges und alleiniges 
Kriterium für die Vergünstigungen nicht zulässig seien, 
Sie weist auch darauf hin, daß die Durchführung der Entschul- 
dungsaktion auf dieser Grundlage in der Wirklichkeit eine Pri- 
vilegierung des Großgrundbesitzes hinsichtlich der Möglichkeit, 
von den Vergünstigungen Gebrauch zu machen, bedeuten 
würde. Dagegen würde sie die Ausnutzung der Ermäßigungen 
für die große Zahl der kleinen und der Mittelbetriebe aus- 
schließen. Diese letzteren nämlich, insoweit sie im Wege der 
Parzellierung und Kolonisierung der Grenzgebiete entstanden 
sind, können über die zulässige Grenze hinaus verschuldet 
seit... 

Die Kleinbetriebe müssen die Möglichkeit einer Nutznießung 
der Gesetzesvorteile, selbst bei einer Verschuldung über den 
Grundstückswert hinaus haben. Diejenigen Wirtschaften, die in 
den von der Agrarreformgesetzgebung vorgesehenen Grenzen 
liegen, müßten gegenüber den Großbetrieben bevorzugt be- 
handelt werden. Die Latifundien könnte man dagegen von die- 
sem Schutz ausschließen.“ 

Der grundfäßliche Unterſchied in der Auffaſſung des Entſchul⸗ 
dungsproblems liege alſo darin, daß der Verband der Kammern 
auf dem Standpunkt der Unankaſtbarkeit der Schuldſummen fteht, 
dagegen die Denkſchrift der Bauernpartei gerade deren Redu- 
zierung mit Ausnahme derjenigen Fälle, in denen der Kleingrund- 
beſitz als Gläubiger auftritt, verlange. Im Zuſammenhang damit 
tauche der Gedanke auf, ob die Verwendung verſchiedener ſtaak⸗ 
licher Fonds zweckmäßigerweiſe nicht einer Reviſton zu unfer- 
ziehen wäre, mit dem Ziele, die diesbezüglichen verfügbaren Gel- 
der zu anderen, im Augenblick dringenderen Zwecken zu verwen- 
den. Als ein ſolcher fei der Fonds zur Durchführung der Agrar- 
reform zu nehmen, der nach Anſicht des „Iluſtrowany Kuryer 
Codzienny” wohl beffer zur Kolonifierung der öſtlichen und weft- 
lichen Grenzgebieke verwendet würde. 

Klarheit über die bisher nur gemukmaßten Pläne der Regie- 
rung für die Entſchuldungsaktion iſt erſt durch die eingangs er- 
wähnte Rede des Minifterpräfidenten vor den Verkretern des Re- 
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gierungsblocks und die durch den Leifer der Kommiſſion für Agrar- 
fragen, den Abgeordneken und Bruder des Minifterpräfidenten, 
Thomas Kozlowski, der Preſſe erteilten Auskünfte gewonnen wor- 
den. Die fo bekannt gegebenen und inzwiſchen von der Kommif- 
fion weiter ausgearbeiteten Richtlinien für das fih in Vorberei- 
tung befindliche Geſetz find von der „Gazeta Polska“ zuſammen⸗ 
geſtellt und jpäter von den übrigen Zeitungen übernommen wor- 
den. Nach den Ausſagen des Vorſitzenden der Agrarkommiſſion 
werde die Entſchuldungsaktion 

„den Charakter einer definitiven Bestimmung des Verhält- 
nisses von Land wirtschuldner und Gläubiger haben.“ 

Deshalb werde es im eigenen Inkereſſe der Gläubiger liegen, 
um wenigſtens einen Teil ihrer Forderungen zu rekten, dieſe auf 
eine den ſtark geſunkenen Bodenpreiſen entſprechende Höhe zu 
fenken, die Fälligkeit weiter hinauszuſchieben und den Zinsſatz 
enkſprechend zu ermäßigen. Berückſichtigt werden hierbei nur 
ſolche Verſchuldungen, die vor dem 1. Juli 1932 entſtanden 
find. „Die Ermäßigungen, die auf dem Gebiete des langfristigen 
Kredites“ — auf den das Hauptgewicht gelegt werden folle — 
„Zur Anwendung gelangen sollen, beruhen auf dem Bestreben, 
die Verwaltungskosten derjenigen Gesellschaften, die landwirt- 
schaftlichen Kredit erteilen, zu verringern, auf der Durchfüh- 
rung einer Konversion der Zahlungsrückstände und schließlich 
auf der Schaffung von Grundlagen für eine erweiterte Emis- 
sionstätigkeit dieser Gesellschaften sowie in der Ermöglichung, 
die Schulden durch langfristige Wechsel abzuzahlen und in der 
Schaffung einer marktfähigen Nachfrage nach diesen.“ 

Für die beabfichfigte Entſchuldungsaktion werden die folgen- 
den, von der Regierung angenommenen und in der „Gazeta 
Polska“ bekannt gegebenen Richklinien maßgebend fein: 

„Der Umfang der Entschuldungsaktion wird 
nicht für alle land wirtschaftlichen Betriebe der gleiche sein. 
Die Grenzen dieser Aktion werden von der Größe der Be- 
triebe und der Höhe ihrer Verschulden abhängen. 

Der Kleingrundbesitz (bis 50 ha) wird alle Vergün- 
stigungen der Entschuldungsbestimmungen ohne Rücksicht auf 
die Höhe der Verschuldung genießen. 

Der mittlere landwirtschaftliche Besitz, 
dessen Umfang 500 ha (in einzelnen Gebieten 1000 ha) nicht 
überschreitet, wird, sofern seine Verschuldung 75 % des Schät- 
zungswertes nicht übersteigt, die Wohltaten der Entschul- 
dungsaktion nur in etwas geringerem Umfang genießen, 

Die übrigen Wirtschaften werden an den Zuwen- 
dungen des Staatsschatzes, wie sie in dem Verschuldungsgesetz 
vorgesehen sein werden, nicht teilnehmen. Sie werden dagegen 
andere Erleichterungen dieses Gesetzes genießen können, so- 
fern ihre Verschuldung eine bestimmte Höhe nicht über- 
schreitet. 

Die Verschuldungshöhe, die für die Teilnahme an 
den Entschuldungsmaßnahmen entscheidend ist, ist von der Be- 
triebsgröße abhängig. Für landwirtschaftliche Betriebe von 
über 500 ha (bzw. 1000 ha) liegt diese Grenze bei 50 % des 
Schätzungswertes des Grundstückes, für Betriebe von über 
1000 ha (bzw. 1500 ha) bei 40 %, für Betriebe von über 2000 ha 
(bzw. 2500 ha) bei 30 %. 


Für landwirtschaftliche Betriebe, die wegen ihrer über- 
mäßigen Verschuldung von der Entschuldungsaktion nicht mit- 
erfaßt werden können, sollen besondere Bestimmungen über 
ein Liquidations- und Vergleichsverfahren er- 
lassen werden. Diese Bestimmungen werden zum Ziele haben, 
den Schuldnern einen Vergleichsabschluß mit den Gläubigern 
bzw. eine totale oder nur teilweise Liquidation der Besitz- 
substanz zu erleichtern. Es muß hierzu bemerkt werden, daß 
das Liquidations- und Vergleichsverfahren sowohl auf Antrag 
der Gläubiger wie auch von Amts wegen wird eingeleitet wer- 
den können, sowie daß eine vereinfachte Durchführung dieses 
Verfahrens vorgesehen ist. 

Was die einzelnen Verschuldungsarten anbetrifit, 
so verdient unterstrichen zu werden, daß in Bezug auf die Ver- 
schuldung bei Privatinstituten, die langfristigen landwirtschaft- 
lichen Kredit erteilen, keine Änderungen eingeführt werden. 
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Auf dem Gebiete des langfristigen Kredites werden auch wei- 
terhin die Bestimmungen des Konversionsgesetzes vom 20. De- 
zember 1932 Geltung haben. Was jedoch die langfristigen Kre- 
dite, die von Privatbanken erteilt wurden, betrifft, so sehen die 
Grundsätze der Entschuldungsaktion eine Revision der Höhe 
der Verschuldung vor, die aus Krediten für Meliorationen, be- 
sondere Zwecke und anläßlich Mißernten erteilt wurden. Die 
Verschuldung der einzelnen Wirtschaften bei den Instituten 
wird ihrer wirklichen Zahlungsmöglichkeit angepaßt. Für die- 
jenigen Wirtschaften, die aus der mit den Mitteln des Fonds 
für Agrarreform geförderten Parzellierung entstanden sind, 
werden durch Revision ihres Schuldenstandes gegenüber die- 
sen Fonds Bedingungen einer gesunden Existenz geschaffen 
werden. 

Auf dem Gebiete des organisierten kurzfristi- 
genKredites (d. h. des der Landwirtschaft durch die ver- 
schiedenen Kreditinstitute gewährten Kredites) ist die Durch- 
führung einer zwangsweisen Konversion vorgesehen. Dieser 
Zwang wird sowohl für die Gläubiger wie für die Schuldner 
Geltung haben. Die Konversion wird weiterhin durch die 
Akzeptationsbank geführt werden, nur wird dabei — infolge 
der zwangsweisen Konversion — eine bedeutende Verein- 
fachung des Verfahrens erfolgen. Dabei muß jedoch betont 
werden, daß der-Konversionszwang der kurzfristigen 
Kredite lediglich die den landwirtschaftlichen Klein- und Mit- 
telbetrieben (bis zu 500 bzw. 1000 ha) erteilten Kredite be- 
treffen wird. Dieser Zwang wird jedoch nicht im Verhältnis 
zu den dem Großgrundbesitz erteilten Krediten Anwendung 
finden. Die Konversion der Kredite, die diesen letzteren Be- 
trieben gewährt worden sind, wird weiterhin vom Konversions- 
komitee der Akzeptationsbank bearbeitet werden, wobei eine 
der Bedingungen, die zur Konversion berechtigen, die bereits 
genannten Grenzen der Verschuldung des in Frage kommen- 
den Betriebes sein werden. 


Die Zinshöhe der zwangsweise konvertier- 
ten kurzfristigen landwirtschaftlichen Kre- 
dite wird auf 4% % festgesetzt werden. Die Tilgungsdauer 
für die Kleinbetriebe wird 14 Jahre, für Mittelbetriebe 10 Jahre 
und für Großbetriebe bis zu 10 Jahren betragen, jedoch mit 
der Einschränkung, daß in Bezug auf die konvertierten Schuld- 
summen der Großbetriebe für die Gläubigerinstitute keine Zu- 
wendungen des Staatsschatzes erfolgen werden, 


Auf dem Gebiete der Privatverschuldung der Land- 
wirtschaft sind folgende Bestimmungen vorgesehen: 

Die Verschuldung des Kleinbetriebes wird auf Grund des 
Gesetzes zwangsweise konvertiert. Die Tilgungsdauer der kon- 
vertierten Schuld wird auf 15 Jahre bei einer Verzinsung von 
3—4 % jährlich festgesetzt. Es wird jedoch die Bedingung ein- 
gefügt, daß, falls der Schuldner die fälligen Raten im Verlauf 
von 3 Vierteliahren nicht bezahlt, der Gläubiger das Recht 
erhält, die ganze Forderungssumme zurückzuverlangen. An- 
dererseits werden die Schuldner, die ihre Verpflichtungen vor- 
zeitig ablösen, auf Grund der Gesetzesbestimmungen Anspruch 
auf Ermäßigung haben 

Eine wichtige Bestimmung in Bezug auf diejenigen land- 
wirtschaftlichen Betriebe, die keine geregelten Hypotheken be- 
sitzen, wird die Einführung der Registrierungspflicht der kon- 
vertierten Privatverschuldung sein. Diese Registrierung wird 
eine hypothekarische Sicherung der Forderung des Gläubigers 
vertreten. 

Was die Privatverschuldung des Mittel- und 
Großgrundbesitzes anbetrifft, so wird diesen das 
Recht zugestanden, ihre privaten Verpflichtungen durch Pfand- 
briefe eines langfristigen landwirtschaftlichen Kredit erteilen- 
den Institutes zu begleichen. 

Ebenso wird auch der Gläubiger das Recht haben, die Kon- 
vertierung seiner Forderungen in einen langfristigen Kredit mit 
Pfandbriefen zu verlangen. Die Möglichkeit für den Schuldner, 
ein Konversionsdarlehn in Pfandbriefen zu erhalten, wird von 
den langfristigen Kredit erteilenden Instituten beurteilt werden. 

Hinzugefügt werden muß, daß für diejenigen Fälle, in denen 
der zu konvertierenden Privatforderung hypothekarische ge- 


sicherte Forderungen von Kreditinstituten im Range vorgehen, 
unter näher bestimmten Bedingungen ein Rangtausch mit die- 
sen Instituten vorgesehen ist. 

Wenn die Privatverschuldung der Mittelbetriebe (bis zu 
500 bzw. 1000 ha) von der Kreditkonversion in Pfandbriefen 
nicht erfaßt wird, so werden die Wojewodschaftsschiedsämter 
berechtigt sein, diese Verschuldung nach Grundsätzen, die den 
für den Kleinbesitz vorgesehenen entsprechen, zu regeln, 


Die größeren Betriebe werden in Bezug auf die Privatver- 
schuldung gleichfalls die Möglichkeit haben, sich an die Woje- 
wodschaftsschiedsämter zu wenden. Die Schiedsämter werden 
im Rahmen der ihnen zuerkannten Kompetenzen wohl zu Ent- 
scheidungen berechtigt sein, werden aber andererseits die Zu- 
erkennung von Ermäßigungen bei der Abzahlung der Schulden 
von der Unterwerfung des in Frage kommenden Betriebes 
unter das bereits erwähnte Vergleichsliquidationsverfahren ab- 
hängig machen können 


Von den übrigen Bestimmungen verdient noch auf die vor- 
gesehene Revision der durch Erbauseinandersetzung sowie 
durch Hypothekenverpflichtungen der Eheleute entstandenen 
Schulden hingewiesen zu werden.“ 

Für die Frage des vorausfichtlihen Inkrafttretens dieſes Ge- 
ſetzes fei entſcheidend, daß mit dem 3 1. Oktober 1934 die Be- 
fugnis der Regierung, Geſetze in Form von Verordnungen des 
Staatspräſidenten zu erlaſſen, abläuft. Es ſei daher zu erwarten, 
daß das Entſchuldungsgeſetz noch vor dieſem Zeitpunkt verkün- 
digt werde. 


L Ilustrowany Kuryer Codzienny“ vom 25. und 28. 7. 1934; 
„Czas“-Warschau vom 11. 8. 1934; „Kurjer Poznański“ 
vom 14. 8. 1934; „Sprawy Gospodarcze“ vom 15. 6. 1934; 
„Polska Zbrojna“ vom 17. 8. 1934.] 


Der Anteil der Landwirtfhaft an den Bankkrediten. 


Im Zuſammenhang mit der beſprochenen Enkſchuldungsaktion 
der Landwirtſchaft iff die vom Statiſtiſchen Hauptamt (Statyſtyka 
Polska, Heft 23, Serie B, für das Jahr 1984) bearbeitete Zujam- 
menſtellung der Verſchuldung der Landwirtſchaft auf dem organi- 
ſierten Geldmarkt von Intereſſe. Seinen Berechnungen legte das 
Hauptfſtakiſtiſche Amt die Zahlen von 44 von 56 tätigen Banken 
zugrunde, darunker die Bank Polski, die Bank Gospodarſtwa 
Krajowego (Staakliche Wirkſchaftsbank), die Staatliche Bank 
Rolny (Agrarbank), zwei Kommunal- und 39 Privatbanken. In- 
folge der Nichtberückſichtigung der langfriſtigen Kreditinſtitute, der 
Kommunalſparkaſſen, der Kreditgenoſſenſchaften und der Spar- 
und Darlehnskaſſen fei diefe Zuſammenſtellung nur fragmenkariſch 
und habe daher nur Orientierungswert. 

Aus der allgemeinen Zuſammenſtellung gehe hervor, daß auf 
den 31. 10. 1932 von den insgeſamk erteilten Krediten in Höhe 
von 3 202 Millionen Zloty auf die Landwirtſchaft 1017 Millionen 
Zloty entfallen feien, alſo ein Drittel aller von Banken erteilten 
Kredite. Drei Viertel dieſer Summe ſeien für langfriſtige und ein 
Vierkel für kurzfriffige Kredite ausgegeben worden. Bei den lang- 
friſtigen Krediten entfalle der weitaus größte Anteil auf die 
Staatlichen Banken, dagegen überwiegen bei der Erkeilung von 
kurzfriſtigem Kredit die Privakbanken. 

Bezüglich der Kreditform ſei von der Landwirkſchaft am mei- 
ffen vom langfriſtigen Hypothekarkredit Gebrauch gemacht wor- 
den; an zweiter Stelle ſtehe der Wechſelkredit. Die meiſten Kre- 
dite ſeien von denjenigen ſtaaklichen Banken, die ihren Sitz in 
den Zenkralwojewodſchaften, beſonders in Varſchau haben, er- 


` teilt worden, 


Die Deckung des Kreditbedarfes der Landwirtſchaft durch die 
drei Hauptbanken: Die Bank Polski, die Panſtwowy Bank Rolny 
und die Bank Gospodarſtwa Krajowego ſtelle ſich folgender- 
maßen dar: 

Der Anteil der Landwirkſchaft an den von der Bank Polski 
in der Form der Kreditdiskonfierung erteilten Krediten beträgt 
8%, und zwar 48 498 000,— Zloty auf den insgeſamk ausgegebe- 
nen Kredit in Höhe von 602 758 000, — Zloty, 


r 


Der enkſprechende Anteil der Landwirtſchafk an den Krediten 
der Bank Gospodarſtwa Krajowego mache nur 5,4 % bei folgen- 
der Verkeilung auf die verſchiedenen Gebiete (in 1000 Zloty) aus: 


Wojewodſchaften Insgeſamt Ankeil der 
Landwirtſchaft 
Zenkral-Wojewodſchaflken 800 832, — Zloty 30 091. — Zloty 
Oſtliche z 21 193,.— „ 5 692,.— „ 
Weſtliche ” 88 510.— „ 5 144,.— „ 
Südliche 1 103522, — „ 13615 — „ 
zufammen 1014057, — Zloty 54 542,— Zloty 


Im Vordergrunde ftehe hier der Wechſel- und dann der offene 
Kredit, 

Die größte Bedeutung für die Kreditierung hat zweifellos die 
Panſtwowy Bank Rolny, bei der auf die insgeſamt erteilten Kre- 
dite von 986 Millionen Zloty auf die Landwirkſchaft 804 Millionen 
Zloty, d. i. 81,5 %, entfallen. 

Den größten Anteil haben hier die Pfandbriefe und Obli- 
gationen ſowie die langfriſtigen Kredite. Die Verteilung auf die 
einzelnen Gebiete zeige folgendes Bild: 


Wojewodſchaften Insgeſamt Ankeil der 
Landwirkſchaft 
Zentral-Wojewodſchaften 487 124, — Zloty 405 282, — Zloty 
Oſtliche > 225 888,.— „ 190 788.— „ 
Weſtliche ar 197408,— „ 142166,— „ 
Südliche „ 94 172,— „ 65 433,.— „ 
zuſammen 1004 582, — Zloty 803 669,— Zloty 


Der Anteil der Landwirkſchaft an den von Kommunalbanken 
erfeilfen Krediten beträgt 6 249 000 Zloty von einer Gefamtkredit- 
fumme von 115 089 000 Zloty. Es find dies haupkſächlich Hypo- 
thekarkredite. 

Die Zuſammenſtellung der von Privatbanken hinſichtlich 
der Höhe und der territorialen Verteilung ergibt folgendes Bild 
(in faufend Zloty): 


Wojewodſchaften Insgeſamt Ankeil der 
Landwirtſchaft 
Zenkral-Wojewodſchaften 461 430, — Zloty 66 041,— Zloty 
Oſtliche f 12310, — „ 328B8— „ 
Weſtliche 5 410 716, — „ 51389, — „ 
Südliche 5. 201 289,.— „ 32491.— „ 


zuſammen 1085 745, — Zloty 153 159. — Zloty 


Die von den Privatbanken erkeilten Kredite find zu 50% 
Wechſelkredite und Kredite in laufender Rechnung, alſo Gelder 
kurzfriſtigen Charakters. Auf langfriſtige Kredite entfallen rund 
4,5 Millionen Zloty. 

[,Stowo“-Wilna vom 9. 8, 1934; „Kurier“ Wilna vom 

23. 8. 1934. 


Zahl und Lage der Genoſſenſchaſten in Polen. 


Nach den Angaben des Haupfkſtatiſtiſchen Amtes habe es zu 
Beginn dieſes Jahres in Polen 11762 den verſchiedenen Revi- 
fionsverbänden angehörende Genoſſenſchaften gegeben. Dieſe Zahl 
ſei um 200 geringer als die des Jahres 1931, wobei jedoch auf- 
falle, daß diefe Verringerung lediglich in der zahlenmäßigen Ab- 
nahme der polniſchen Genoſſenſchaften begründet fei. Während es 
nämlich im Jahre 1932 — 6 777 polniſche Genoſſenſchaften gegeben 
habe, fei diefe Zahl um 356 auf 6421 in dieſem Jahre zurück- 
gegangen. 

Im Gegenſatz dazu habe das Genoſſenſchaftsweſen der Ukrai- 
ner trog der Wirkſchaftskriſe dauernd an Umfang zugenommen 
und fei von 2487 im Jahre 1928 auf 3369 im Jahre 1931 und 
auf 3411 im Jahre 1934 angeſtiegen, in fünf Jahren alſo eine 
Zunahme von faſt 1000 Genoſſenſchaften. 

Geringer ſei die Zunahme der deutſchen Genoſſenſchaften, deren 
Zahl von 1932 bis jetzt von 888 auf 925 angeſtiegen ſei. Ebenſo 
haben fidh die jüdiſchen Genoſſenſchaften von 928 auf 1005 
vermehrt. 
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„Somit gewinnt die Genossenschaftsbewegung bei den 
Ukrainern, Deutschen und Juden ständig an Kräften, während 
bei uns ihr Umfang sich ständig verringert.“ 

Nach der Art unkerſchieden, nehmen die Spar- und Kredit- 
genoſſenſchaften die erſte Skelle ein. 

„Solcher Genossenschaften haben wir 5494, und es ist be- 
merkenswert, daß ihre Zahl im Verhältnis zum Jahre 1931 zu- 
genommen hat, woraus hervorgeht, daß immer mehr solche 
Genossenschaften die Ukrainer, Deutschen und Juden 
gründen.“ 

Zahlenmäßig an nächſter Stelle ſtänden die Ein- und Ver- 
kaufs-, die Milchverwerfungs- und ähnliche Genoſſenſchaften 
mehr. Es gäbe ihrer 4508, das ſei um 277 weniger als vor zwei 
Jahren. 

„Die Verringerung der Zahl dieser Genossenschaften ist 
eine für uns unerwünschte Erscheinung, da sie in großem Um- 
fange zur wirtschaftlichen Verselbständigung des polnischen 
Dorfes von den ihm fremden Elementen beiträgt.“ 

Zahlenmäßig an dritter Stelle ſtehen mit 1511 (— 80 weniger 
als vor zwei Jahren) die Lebensmittelgenoſſenſchaften, zu denen 
auch die 193 Wohn- und Baugenoſſenſchaften hinzugezählt ſeien. 

Handwerkergenoſſenſchaften gebe es im ganzen nur 29 (Rück- 
gang um vier Genoſſenſchaften), an verſchiedenen Arbeits- und 
Produkkivgenoſſenſchaften 54, um 5 mehr als vor zwei Jahren. 
Größer geworden ſei auch die Zahl der Induſtrie und Handel be- 
treibenden Genoſſenſchaften, und zwar von 113 auf 166 in die- 
ſem Jahre. N 


„Wie hieraus ersichtlich, hat sich die Krise sehr deutlich 
auf unser Genossenschaftswesen ausgewirkt, wobei von ihr 
nur die polnischen Genossenschaften berührt wurden, deren 
Zahl sich im Gegensatz zu den Genossenschaften, die von un- 
seren nationalen Minderheiten geführt werden, verringert. Die 
ruthenischen, jüdischen und deutschen Genossenschaften ver- 
mehren sich in Polen trotz der Krise. Diese Erscheinung kom- 
promittiert gründlich unser Schulwesen und unsere „beamten- 
mäßige“ Einstellung, da die Mehrzahl irgend eine Stellung 
sucht und zu diesem Zweck von seinem Geburtsort nach an- 
deren „Teilgebieten“ flieht, um dort ein die Treue schwören- 
der Mietling zu sein, anstatt ein freier Herr, der sich in den 
realen Daseinsfragen zurechtfindet. Sich mit der Krise ent- 
schuldigen zu wollen, das ist gleichzeitig Dummheit und Lüge. 
Die Polen sind auf wirtschaftlichem Gebiete im eigenen Lande 
geschlagen, weil sie nicht kämpfen und sich statt dessen hin- 
morden lassen wie die Lämmer, die gleichgültig zusehen, wie 
vor ihren Augen ihre Geschwister massenweise hingeschlach- 
tet werden, 


Die Genossenschaften sind durch wirtschaftliche Nöte als ein 
Werkzeug in energischen und denkenden Händen, wenn auch 
von armen Bürgern gegründet worden, zum Kampf um eine 
Daseinsverbesserung. Bei uns hat selbst die Krise nicht ver- 
mocht, die Schläfrigkeit der „Mehrheit“ zu vertreiben, deshalb 
bleiben für uns die Straßen, während die anderen die Häuser 
besitzen, Es ist eine Wendung auf der ganzen Linie mit dem 
Gesicht zum Wirtschaftsleben erforderlich.“ 


[,Kurjer-Lödzki“ 3. 7. 1934.] 


Eifenbahntarife und ſtaatliche Wirtſchaſtspolitik. 


Auf der Ende Mai abgehaltenen Tarifkonferenz der Lubliner 
Landwirtſchaftskammer ſtand im Mittelpunkt der Verhandlungen 
die notwendige Ermäßigung der Eiſenbahntarifſätze für Getreide, 
Kartoffeln, Rind- und Kleinvieh. Der heute verbindliche Güter- 
farif ſtammt aus dem Jahre 1929 und wurde auf Grund der da- 
mals geltenden, bedeukend höheren Bahnpreiſe aufgeſtellt. Die 
kteilweiſe durchgeführken Tarifermäßigungen haben ſich infolge der 
großen Preisſtürze als nicht ausreichend erwieſen, ſo daß eine 
mindeſtens 20prozentige Tarifermäßigung notwendig wäre, wenn 
den landwirkſchaftlichen Aberſchußgebieten eine nennenswerte Hilfe 
zuteil werden und eine Belieferung der Konſumkionsgebiete auf 
dem Eiſenbahnwege ermöglicht werden ſolle. Dies hofft man durch 
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Gebietskarife erreichen zu können. Die Folgen der bisherigen 
hohen Tarife ſeien nämlich die, daß die Eiſenbahnkransporkkoſten 
auf einer Entfernung von über 300 km für die wichtigſten Pro- 
dukte 40 bis 100 % des Warenpreiſes loco Fabrik oder Grube 
ausmachen. Beiſpielsweiſe follen die Transporkkoſten für 1 Wag- 
gon Schuttkohle von Kattowitz nach Poſen rund 500, — Zloty, aljo 
rund 25 % mehr als der Warenpreis betragen. 

„Ist ein krasserer Beweis nötig, als die in letzter Zeit über- 
all beobachtete Erscheinung einer massenweisen Flucht von 
der Eisenbahn weg und der Suche nach billigeren Transport- 
mitteln? Es ist bereits soweit gekommen, daß selbst die staat- 
lichen Institutionen auf den zu teuren Eisenbahntransport ver- 
zichten und sich für ihre Zwecke der Fuhrwerke bedienen.“ 

Hohe Transporkkoſten werden ſich in jedem Staate, ſelbſt mit 
den ſonſt beſten Verkehrsbedingungen, für den Wirkjchaftsver- 
kehr hindernd erweiſen. Um wieviel mehr müſſe das in einem, 
in wirkſchaftlicher Hinſicht fo unorganiſch verbundenen Lande, wie 
Polen, der Fall fein, wo die Konjumtionsgebiete nicht fetten meh- 
rere hundert Kilometer von den Produktionszenkren entfernt find. 

„Der Verbrauch von Industrieprodukten verringert sich in 
den einzelnen Gebieten in katastrophaler Form, weil die Preise 
dieser Waren infolge der Kosten für die langen Transporte die 
Erwerbsfähigkeit der Konsumenten übersteigt. So sind z. B. 
die Ostgebiete und Wilna, die % der Fläche von Polen und 
über 15 % seiner Bevölkerung umfassen, fast vollkommen von 
der Konsumtion der Industrieprodukte abgerückt. Im Jahre 
1932, als auf den Kopf der Bevölkerung von ganz Polen 500 kg 
Kohle entfielen, und in einem Radius von 300 km um das Koh- 
lenbecken herum über 1000 kg, da betrug der Kohlenverbrauch 
in den Ostgebieten kaum 73 kg pro Person. Der Absatz an 
Zinkblech betrug in jenen Gebieten 1,5 % des Gesamtabsatzes. 
Ähnlich niedrig sind die Anteilsziffern unserer nord-östlichen 
Gebiete am Verbrauch von Eisen, Glaubersalz und Kunst- 
dünger.“ x 

Schuld daran fei nicht etwa nur die Eiſenbahn, wenngleich die 
großen Preisdifferenzen in erſter Linie durch die hohen Trans- 
porkkoſten bedingt feien. 

„Wenn heute auf Weizenböden Lupine gesät wird, um die 
Zufuhr aus der Umgegend, die Weizen im Überfluß hat, zu ver- 
meiden, wenn in den verschiedenen Gegenden Fabriken zu- 
gemacht werden, weil die weite Zufuhr notwendiger Materialien 
sie ihrer Konkurrenzfähigkeit beraubt, so hört die für einen 
solchen Zustand verantwortliche Eisenbahn auf, ihre eigent- 
liche Rolle im Wirtschaftsleben zu spielen und wird zu einem 
Faktor ökonomischer Rückständigkeit.“ 

Es müſſe heute das Gebot der Wirtſchaftspolitik fein, dem ver- 
armten inländiſchen Konſumenken alles das zu geben, was die 
Produktionskräfte des Reiches zu liefern befähigt find. Der Eifen- 
bahn falle dabei die wichtige Aufgabe zu, die wirtſchaftliche Zu- 
ſammenſchweißung der verſchiedenen Teilgebiete und die Intenfi- 
vierung des Warenauskauſches zwiſchen ihnen zu unkerſtützen. 

„Infolge der mangelnden Anpassung der Eisenbahntarife an 
die herrschende Preislage sind unsere östlichen Landesteile, 
wie das Wilnagebiet, Wolhynien und das östliche Kleinpolen, 
tarifmäßig von den anderen Gebieten getrennt und bilden lose 
Wirtschaftszentren, die vom übrigen Staatsgebiet isoliert sind, 
und die infolgedessen ihre natürlichen Entwicklungsbedingun- 
gen nicht ausnützen können. 

Die augenblickliche Lage muß eine Änderung erfahren, nicht 
nur im Interesse einer Wirtschaftsentwicklung des Staates, son- 
dern auch im Interesse des Eisenbahnwesens selbst. Wir sind 
Zeugen einer so paradoxen Situation, daß, während Zehn- 
tausende Waggons außer Betrieb stehen, sich gleichzeitig der 
Fuhrwerks- und der Lastkraftwagenverkehr über Hunderte 
von Kilometern entwickelt.“ Das alles beweiſe die Notwendig- 
keit, die Frachttarifſätze herabzuſetzen, „damit die Eisenbahnen 
zu einem Faktor werden, der die Entwicklung der wirtschaft- 
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lich vernachlässigten Gebiete unterstützt, um eine organische 
Verbindung zwischen der Tätigkeit unseres Verkehrsapparates 
und der staatlichen Wirtschaftspolitik zu gewährleisten.“ 


[Kurjer Poranny“ 22. 6. 1934; „Kurier Warszawski“ vom 
14. 6. 1934. 


Kohlenausfuhr auf dem Waſſerwege nach Ungarn. 

In guter Erinnerung find noch die feierlichen Empfänge tihe- 
chiſcher Wirtſchaftler und Journaliſten in Warſchau und Gdingen, 
deren Zweck es war, die Tſchechoſlowakei dafür zu gewinnen, ihre 
Ausfuhr in ſtärkerem Maße über Gdingen, ſtatt wie bisher, über 
die deutſchen Häfen zu lenken. Eine Freihafenzone in Gdingen und 
beſondere Eiſenbahntarife ſollten Lockmittel und Belohnung da- 
für ſein. Die politiſchen Mißhelligkeiten der letzten Zeit haben die 
Freundſchaft dieſer beiden ſlaviſchen Völker ſchnell erkalten laffen. 
An die Stelle früheren Entgegenkommens ift nunmehr der Wirt- 
ſchaftskampf getreten. Bis zu welchen Mitteln man dabei zu grei- 
fen geneigt iſt, beweiſt die Tatſache, daß in letzter Zeit mehrfach 
polniſche Kohlenkransporte, die für Ungarn beſtimmk waren, nicht 
wie bisher auf dem Schienenwege durch die Tſchechoflowakei nach 
Ungarn gingen, ſondern vielmehr auf dem Waſſerwege dahin ge- 
langten. Dazu war notwendig, daß die Kohle von Oberſchleſien 
nach Gdingen geſchafft, dort auf Schiffe verladen wurde und über 
Oſtſee—Nordſee— um Europa herum bis nach dem Schwarzen 
Meere ging, dort in dem rumäniſchen Hafen Braila auf Fluß- 
dampfer umgeladen wurde und ſchließlich über die Donau bis nach 
Ungarn kam. Stakt früherer 500 km Eiſenbahnweg durch die 
Tſchechoſlowakei jetzt 10 000 km Land- und Waſſerweg. Das Auf- 
fallende iff hierbei jedoch, daß, wie in der Wirtſchaftszeitſchrift 
„Polska Gospodarcza”, Heft 24, ausgeführt wird, der Transport 
über See krotz der zwanzigmal längeren Strecke billiger fein foll 
als der Transport durch die Tſchechoſlowahkei. 

Die dieſer „paradoxen Tatſache“ zu Grunde liegende Kalku- 
lation ſtellt ſich folgendermaßen dar: 

„Transport für eine Tonne Kohle auf dem Landwege: Eisen- 
bahnfracht von der Grube bis Budapest-Lipotvarosz nach dem 
Tarif vom 15. August 1933 — 40,40 Zloty. 

Transportkosten für eine Tonne auf dem Seewege: Fracht 
Grube—Gdingen und Umladung = 5,55 Zloty; Transport Gdin- 
gen—Braila—Budapest — 19,50 Pengö zum Kurse von 155,64 
— 30,35 Zloty, zusammen also 35,89 Zloty. 

Auf diese Art erwies sich der Transport auf dem Seewege 
um 10,25 % billiger als der Transit auf dem Landwege. 

Außer dem Unterschiede zwischen den Kosten des Land- 
und des Wassertransportes muß auch berücksichtigt werden, 
daß bei den Kompensationen, wie sie bei der polnischen Koh- 
lenausfuhr nach Ungarn stattfindet, die Kompensationsverrech- 
nung bei dem Landtransport franko tschechoslowakisch-unga- 
rische Grenze erfolgt, also auch die tschechoslowakische Eisen- 
bahnfracht mit umfaßt, während beim Transport über See die 
Bezahlung für die Überfahrt von Gdingen nach Budapest in 
Budapest und in Pengö erfolgt, weshalb bei der Kompensation 
fob Gdingen gerechnet wird, also franko polnische Grenze.“ 

Von polnifcher Seite wird betont, daß im Hinblick auf diefe 
Takſachen keine anderen als rein wirtſchaftliche Rücfichten für 
die Wahl des Seeweges entſcheidend ſeien. Der Grund dafür 
feien die zu keueren kſchechoſlowakiſchen Bahnen. 

„Dies bestätige die Tatsache, daß selbst nach der Ermäßi- 
gung der Eisenbahnfracht infolge der Devalvation der tsche- 
chischen Krone von den polnischen Gruben bis Budapest um 
3,60 Zloty je Tonne, die tschechoslowakischen Eisenbahnen 
die Konkurrenz gegen den fast zwanzigmal längeren Wasser- 
weg nicht aushalten.“ 


[,Gazeta Polska“ vom 16. Juni 1934. 
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